65594 Runkel, den 04. Juli 2007
Niederschrift

über die 14. ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel.

Zu der für heute, Mittwoch, den 04.07.2007, um 19.30 Uhr in den Sitzungssaal des Rathauses in Runkel einberufenen 14. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der ordnungsgemäß geladen war, sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1. Armin Naß

2. Martin Belz

3. Horst Bender

4. Horst Christmann

5. Bernhard Brahm
6. Bernd Eckert

7. Frank Burggraf
8. Manfred Hastrich

9. Manuela Janz

10. Jürgen Arnold

11. Andreas Dorn
12. Volker Rosbach
13. Michaela Thomas

14. Günter Daniel
15. Friedhelm Bender

16. Dr. Gerhard Ruttmann
	17. Rainer Röth

18. Hans-Karl Trog
19. Günter Gebhart

20. Hermann Wilhelm Machoi

21. Hugo Schmidt

22. Wolfgang Falk
23. Arnold Nies
24. Eberhard Bremser

25. Michael Kilb
26. Erhard Becker

27. Thomas Kuhlisch

28. Bernd Polomski

29. Lothar Burggraf



Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Hans-Jürgen Heil

2. Michael Uhl
3. Antonius Duchscherer

4. Gerd Mannes

5. Wolf-Dirk Räbiger
	6. Lothar Christl

7. Sabine Hemming

9.   Gertrud Burggraf


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 28.06.2007 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 29.06.2007 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Herr stellvertretender Stadtverordnetenvorsteher  Kuhlisch stellt zu Beginn der Sitzung um  19.35 Uhr die Beschlussfähigkeit der 14. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt fehlen seitens der SPD-Fraktion die Herren Stadtverordneten Dieter Beul und Klaus Brandes sowie Herr Stadtrat Theo Schmidt.
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Tagesordnung:
1. Anfragen an den Magistrat 

2. Bestellung eines Wahlvorstandes zur Wahl der/s Stadtverordnetenvorsteherin/s

3. Neuwahl der/s Stadtverordnetenvorsteherin/s

4. Vergabe eines Bauplatzes im Baugebiet „Auf dem Graben“ im Stadtteil Hofen;

    hier:   Kaufantrag der Eheleute Jürgen und Angelika Rech, Am Hühnerrain 5,

              65594 Runkel-Hofen

5. Vergabe eines Bauplatzes im Baugebiet „Kappesborder Berg“ im Stadtteil Runkel;

    hier:   Kaufantrag der Eheleute Christel und Jürgen Kilb, Am Ohlenberg 8,

              65594 Runkel-Steeden
6. Einrichtung einer Kindertagesstätte/Ganztagskindergarten in Runkel-Ennerich

7. Änderung und Ergänzung der Kindergarten-Gebührensatzung über die Benutzung der

    Kindergärten der Stadt Runkel vom 20.11.1996

8. Kindergarten Runkel;

    hier:   Einrichtung einer 5. Gruppe

9. Bauliche Unterhaltung des Kinderspielplatzes „Am Dallenberg“ in Schadeck;

    hier:   Bereitstellung von Ausgabemitteln für die notwendige Ersatzbeschaffung von

              Spielgeräten
10. Gestaltung des Ortsmittelpunktes im Stadtteil Dehrn;

      hier:   Bereitstellung der Finanzmittel
11. Umgestaltung des Bürgermeisterbereichs im Rathaus;

      hier:   Bereitstellung der Finanzmittel

12. Verkauf eines ca. 7.700 m² großen Grundstückes im Gewerbegebiet Kerkerbach an 

      die Fa. Immobilien-Projekt-Management (IPM) aus Ennerich 

13. Genehmigung des Protokolls der Stadtverordnetenversammlung vom 06.06.2007

14. Mitteilungen des Magistrates
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Zunächst begrüßt Herr stellvertretender Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch die anwesenden Gäste und insbesondere die Vertreter der heimischen Presse.

Anschließend stellt Herr stellvertretender Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch fest, dass zur Tagesordnung keine Änderungswünsche vorliegen.

Punkt 1
Anfragen an den Magistrat 

Herr Bürgermeister Heil führt aus, dass 3 Anfragen vorliegen.

Die Anfrage der BL lautet wie folgt:

Nach einer Aussage des Hessischen Finanzministers, Herrn Weimar, sollte im ersten Quartal 2007 das Baurecht für die Teilortsumgehungsstraße Dehrn vorliegen.

Bisher konnten wir hierzu nichts feststellen.

Wir bitten um Mitteilung, wann mit dem Baurecht für die Teilortsumgehung Dehrn zu rechnen ist. Aus welchen Gründen liegt das Baurecht bisher nicht vor?

Herr Bürgermeister Heil beantwortet:

Wir haben anlässlich eines Vorgangstelefonates mit dem Amt für Straßen- und Verkehrswesen (ASV) Dillenburg, Herrn Gail, Herrn Reichwein, Leiter des Amtes, gesprochen und es ist mitzuteilen, dass der Vorlagebericht vom RP in Gießen erstellt wird und zeitnah an das Hessische Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung weitergeleitet wird. Von dort aus wird der Planfeststellungsbeschluss vorbereitet und im Laufe des Sommers gefasst. Im Anschluss daran wird vom ASV Dillenburg die Bauvorbereitung begonnen. Sofern der Planfeststellungsbeschluss nicht beklagt wird kann laut Herrn Gail von einem Baubeginn im Herbst 2007 ausgegangen werden. 
Die Anfrage der SPD-Fraktion lautet wie folgt:

Wie in der heimischen Presse wiederholt berichtet wurde, sind am Lahnhang des Rotweinberges im Stadtteil Schadeck durch Mitarbeiter des Bauhofs Flächen gerodet worden.

In diesem Zusammenhang war auch davon die Rede, dass auf diesen Flächen Rebstöcke gepflanzt werden sollten, damit eines Tages wieder der „Runkeler Rote“ abgefüllt werden könne.

Auch war zuletzt die Rede davon, dass Schafe oder Ziegen besonders geeignet wären, um den ungehinderten Bewuchs der gerodeten Flächen zu verhindern.

Wir bitten um einen Sachstandsbericht in dieser Angelegenheit.

Herr Bürgermeister Heil beantwortet:

Es steht im Jahre 2009 die 850-Jahrfeier unserer Stadt Runkel an. Hierzu fanden vom Festausschuss schon verschiedene Sitzungen statt. Es wurde angeregt, die über 600 Jahre stattgefundene Tradition des Weinanbaus exemplarisch darzustellen und zu untersuchen, ob die Wiederbelebung  des   alten  Rotweinberges möglich wäre. 

Für dieses Projekt haben wir  1 Euro-Jobber (Hartz IV) für 8 Monate mit einer eventuellen Verlängerung genehmigt bekommen. Der Bauhof ist beauftragt, mit diesen Leuten die Rodung durchzuführen. Es musste eine Erschließung vorgenommen werden, ein Weg, der auf den alten Weinbergweg mündet musste geschoben werden. 
Im nächsten Jahr werden 99 Rebenstöcke als Traditionsweinberg gepflanzt.
Die Stadt wird mit einem Winzer aus dem Lahnbereich die Rebstöcke fachmännisch betreuen. 

Zu den Schafen und Ziegen ist zu sagen, dass dies keine Idee der Stadt war, sondern eine Idee des Naturschutzes. Schafe können aus dem Grund nicht gehalten werden, weil sie kein 
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Schwarzdorn fressen und Ziegen können nicht gehalten werden, weil sie sehr hoch springen (auch über einen Zaun). 
Es wurde eine Weinbaufirma eruiert, die für ca. 1.000,-- € zum Herbst hin den frei geschlagenen Rotweinberg mulchen wird. 

Die weitere Betreuung des Rotweinberges kann nur durch Stadt, Naturschutzbund, Forstamt Weilmünster erfolgen. 
Die Anfrage der CDU-Fraktion lautet wie folgt:

1.
Warum wurde der neu verlegte Boden der Stadthalle für die Abschlussfeier der Schule nicht, wie bei anderen Veranstaltungen, ausgelegt?

2.

Ist es für die Zukunft vorgesehen, geeignete Auslegware anzuschaffen?

Herr Bürgermeister beantwortet:

Die Abschlussfeier der Johann-Christian-Senckenbergschule wurde bei der Stadt Runkel mit Tanz angemeldet in der Annahme, dass eine Aufsicht durch die Schulleitung vorliegt. Von daher war es für die Stadt nicht abzusehen, dass dafür eine Auslegung des Bodens erforderlich wäre, was auch mit Kosten in Höhe von etwa 640,-- € verbunden ist. 

Der Magistrat hat sich in seiner letzten Sitzung mit diesem Thema befasst und beraten, wann der Boden ausgelegt werden sollte. Es ist bei Sängerabenden, Altentag, Turnvereinsdarbietungen nicht erforderlich. Erforderlich ist die Auslegung der Böden bei Discoveranstaltungen, Fastnachtveranstaltungen, Kirmesveranstaltungen, Oktoberfest usw.. Die Auslegware wird von der Stadt bereitgestellt und die Kosten für die Verlegung durch die Stadt können sich die Vereine einsparen, indem sie den Boden selbst auslegen. 
Herr Bürgermeister Heil erkundigte sich nach Beanstandungen bei dem Hausmeister und bei dem Verein der am Tag nach der Schulfeier in der Halle war. Hier lagen keine Beanstandungen vor, wobei es bei der Veranstaltung ähnlich wie bei einer Disco zugegangen ist. 

Herr Stadtverordneter Daniel (stellvertr. Schulleiter der vorgenannten Schule) erklärt, dass die Schule bei der Stadtverwaltung nachgefragt hat, ob das Auslegen der Halle erforderlich wäre. Die zuständige Mitarbeiterin der Stadt hat nach Art der Veranstaltung gefragt. Darüber hat die Schule Auskunft gegeben. Daraufhin hat die Mitarbeiterin gesagt, unter diesen Bedingungen bräuchte der Boden nicht ausgelegt zu werden.

Punkt 2 

Bestellung eines Wahlvorstandes zur Wahl der/s Stadtverordnetenvorsteherin/s 

Seitens der Fraktionen werden folgende Vorschläge für den Wahlvorstand unterbreitet:

SPD-Fraktion schlägt Herrn W. Machoi vor.

BL schlägt Herrn Polomski vor.

CDU schlägt Herrn Frank Burggraf vor.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, Herrn Hermann W. Machoi, Herrn Frank Burggraf und Herrn Bernd Polomski in den Wahlvorstand zu berufen.

Abstimmung:

Einstimmig
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Punkt 3 

Neuwahl der/s Stadtverordnetenvorsteherin/s 

Herr stellvertretender Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch bedankt sich bei Herrn Friedhelm Bender, ehemaliger Stadtverordnetenvorsteher, für seine langjährige Tätigkeit als Stadtverordnetenvorsteher.

Die Neuwahl zum Stadtverordnetenvorsteher/in wird nach § 55 HGO durchgeführt.

Herr Stadtverordneter Armin Naß (CDU) schlägt Herrn Volker Rosabach vor. Weitere Vorschläge gibt es nicht.

Stellungnahme des Herrn Stadtverordneten Daniel (SPD):

Nachdem die BL signalisiert hat  den CDU-Kandidaten zu unterstützen,  verzichtet die SPD-Fraktion auf den Vorschlag eines eigenen Kandidaten. 
Sollte Herr Volker Rosbach gewählt werden, besteht der Vorstand aus 3 Personen (Volker Rosbach, Thomas Kuhlisch, Michaela Thomas). Die SPD-Fraktion würde sich mit der Wahl leichter tun, wenn Frau Thomas auf die Stellvertreterstelle verzichten würde, um in einer der nächsten Sitzungen einen Stadtverordneten der SPD-Fraktion als Stellvertreter zu wählen.
Herr Stadtverordneter Eberhard Bremser (SPD) beantragt eine Geheimwahl.

Frau Gabb ruft die Stadtverordneten namentlich zur Stimmabgabe auf. Nach Auszählung der Stimmen ergibt sich folgendes Ergebnis:

24 Ja-Stimmen

2 Nein-Stimmen
3 Enthaltungen

Somit ist Herr Volker Rosbach zum Stadtverordnetenvorsteher gewählt. Auf Befragen durch Herrn stellvertretenden Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch antwortet Herr Volker Rosbach: „Ich nehme die Wahl an“.

Nachdem der neue Stadtverordnetenvorsteher, Herr Volker Rosbach, den Vorsitz im Parlament übernommen hat, dankt er für das ihm entgegengebrachte Vertrauen. Herr Rosbach versichert, dass er alles daran setzen wird das ihm übertragene Amt würdevoll zum Wohle aller Bürgerinnen und Bürger der Stadt Runkel sowie der kommunalen Mandatsträger auszuführen. Seine 1. Stadtverordnetensitzung hat er am 24.05.2006 wahrgenommen. Seither hat er als sehr positiv empfunden, dass die Sitzungen der laufenden Wahlperiode in einer sehr sachlich guten und zwischenmenschlichen angenehmen Atmosphäre erfolgt sind. Dies ist ein Verdienst des Vorgängers, des zukünftigen Bürgermeisters, Herrn Friedhelm Bender. Dies ist ein Ansporn, die künftigen Sitzungen ebenso erfolgreich abzuwickeln. Herr Rosbach bittet die Mandatsträger, ihn in seiner Amtsführung aktiv zu unterstützen. Er wird die Sitzungen sachlich, objektiv und unparteiisch leiten. 
In einem im Jahre 1960 vom Direktor des Hessischen Gemeindetages herausgegebenen Leitfaden für Vorsitzende der Gemeindevertretung wurde dies wie folgt beschrieben:
Um die Pflichten seines Amtes wirksam auszuführen und das allgemeine Ansehen des Parlaments zu heben, sollte der Vorsitzende danach streben, vollkommen unparteiisch gegenüber einer Partei oder einem Mitglied der Vertretung oder einem anderen zu sein, wenn gleich er privat einen Hang zu Gunsten eines vorgetragenen Gesichtspunktes haben mag. 

Herr Rosbach sagt zu, dass er versuchen wird, dieser Verpflichtung ohne Einschränkung nachzukommen.
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Er ist sich durchaus bewusst, dass im Runkeler Stadtparlament Situationen auftreten können, in denen die Sitzungsführung nicht einfach zu handhaben sein wird. In diesen Fällen möchte er auf die Unterstützung des Präsidiums zurückgreifen, um auf diese Weise eine Verständigung zwischen den Fraktionen herbeiführen zu können.

Eine für Runkel erfolgreiche Politik gelingt am besten, wenn alle Fraktionen vertrauensvoll zusammenarbeiten. Er strebt eine enge und frühzeitige Abstimmung mit dem Bürgermeister und dem Magistrat an. Er hält es für unerlässlich, dass die Vorlagen zu den einzelnen Tagesordnungspunkten, die für die Entscheidungsfindung notwendigen Informationen enthalten und ein eindeutig gefasster Beschlussvorschlag formuliert sein muss. Dadurch  wird die Behandlung der einzelnen Tagesordnungspunkte zumindest in dem formellen Bereich wesentlich erleichtert werden können. Auch bringt Herr Rosbach ein Lob an die Protokollantin für die gewissenhafte und sorgfältige Protokollierung der bisherigen Sitzungen zum Ausdruck.
Neben den in der Hessischen Gemeindeordnung dem Vorsteher zugewiesenen Aufgaben werden auch Repräsentationsaufgaben auf Herrn Rosbach zukommen. Dies wird einen zusätzlichen Zeitaufwand mit sich bringen. 

Um eine kleine zeitliche Entlastung erzielen zu können, wird Herr Rosbach seine Fraktion bitten, ihn zum nächstmöglichen Zeitpunkt als Mitglied im Ausschuss für Jugend, Sport, Kultur und Soziales abzuberufen. 
Er hofft auf eine weiterhin gute und sachliche Zusammenarbeit im Stadtparlament und bedankt sich für die ihm entgegengebrachte Aufmerksamkeit.

Punkt 4
Vergabe eines Bauplatzes im Baugebiet „Auf dem Graben“ im Stadtteil Hofen;

hier:   Kaufantrag der Eheleute Jürgen und Angelika Rech, Am Hühnerrain 5,

          65594 Runkel-Hofen

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, das Baugrundstück Gemarkung Hofen, Flur 3, Flurstück 180, Größe 457 m², Am Hühnerrain 13, zu den Konditionen: Baulandpreis: 40,--€/m², Erschließungsvorausleistung 21,69 €/m² an die Eheleute Jürgen und Angelika Rech zu veräußern.

Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 5

Vergabe eines Bauplatzes im Baugebiet „Kappesborder Berg“ im Stadtteil Runkel;

hier:   Kaufantrag der Eheleute Christel und Jürgen Kilb, Am Ohlenberg 8, 

          65594 Runkel-Steeden 

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, das Baugrundstück Gemarkung Runkel, Flur 5,  Flurstück 156,  Größe 628 m²,  Kappesborder Berg 31,  zu den Konditionen: 110,-- €/m², voll erschlossen an die Eheleute Christel und Jürgen Kilb zu veräußern.

Abstimmung:

Einstimmig
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Punkt 6 

Einrichtung einer Kindertagesstätte/Ganztagskindergarten in Runkel-Ennerich

Herr Bürgermeister Heil erläutert die Verwaltungsvorlage.

Herr Stadtverordneter Daniel (SPD) bezieht sich auf die Ausführung der Verwaltungsvorlage in der steht: Aufgrund der aktuellen Personalsituation im Kindergarten Ennerich wäre die Einrichtung einer Ganztagsgruppe ohne weitere Personalergänzung möglich. 
Dies bedeutet doch, dass die Arbeitszeit des Personals aufgestockt werden müsste. 

Herr Bürgermeister Heil antwortet, dass durch die wenig vorhandenen Kindergartenkinder zurzeit keine weitere Personaleinstellung nötig ist.

Herr Stadtverordneter Becker (BL) führt aus, dass es nicht nur darum geht zu zeigen, dass für Eltern mit Kleinkindern etwas getan wird sondern dass tatsächlich ein Angebot geschaffen wird. Das Angebot geht an Eltern und Alleinerziehende für die es notwendig ist, ihrer beruflichen Tätigkeit ganztags nachzugehen oder aber die kranke und ältere Angehörigen betreuen und deshalb nicht zeitgleich ihre Kinder versorgen können. Diese Eltern und Alleinerziehenden sollen sich darauf verlassen können, dass ihre Kinder während der Zeit in der sie im Kindergarten Ennerich betreut werden gut versorgt sind. 

Der vorliegende Vorschlag darf nicht aufgrund der Kosten abgelehnt werden, zumal die Neuverordnung zur Landesförderung für Kindertageseinrichtungen einige Zuschüsse bereithält, wenn bestimmte Voraussetzungen in den Kindergärten nachgewiesen werden können. 

Die BL stimmt dem Vorschlag zur Ganztagsbetreuung zu. 

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, ab dem neuen Kindergartenjahr zum 01.08.2007 eine Ganztagsbetreuung (eine Gruppe) im Kindergarten Ennerich einzurichten.

Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 7
Änderung und Ergänzung der Kindergarten-Gebührensatzung über die Benutzung der Kindergärten der Stadt Runkel vom 20.11.1996 

Herr Bürgermeister erläutert ausführlich die Verwaltungsvorlage. 
Herr Stadtverordneter Daniel (SDP) bezieht sich auf die von der SPD erstellte Tischvorlage, die nicht zur Verwirrung, sondern zur Klarstellung beitragen soll. 

In der Verwaltungsvorlage heißt es, dass zukünftig der Frühdienst von 7.00 bis 8.00 Uhr und von 12.00 bis 12.30 Uhr mit 10,-- € abgegolten werden soll und gleichzeitig der Spätdienst von 16.30 bis 17.00 Uhr auch mit 10,-- €. Dies widerspricht dem Gerechtigkeitsempfinden, da man für  ½ Stunden ebenso 10,-- € mehr zahlen müsste wie für 1½ Stunden. Aus diesem Grund lautet der Ergänzungsvorschlag dazu, pro ½ Stunde zusätzliche Betreuungszeit jeweils 5,-- € mehr zu erheben. Das würde  bedeuten, dass für den Frühdienst einschließlich Mittagsdienst 85,-- € zu  zahlen  wären  und für den Spätdienst diese ½ Stunde zusätzlich nur 80,-- €.  
Im Textteil würde sich das so darstellen:

Für die Inanspruchnahme von erweiterten Öffnungszeiten in den Kindergärten der Stadt Runkel ist pro Kind und Monat eine um 10,-- € erhöhte Kindergartengebühr für den Frühdienst und 
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jeweils eine um 5,-- € erhöhte Gebühr für Mittags- oder Spätdienst (erweiterte Öffnungszeiten) zu entrichten. 
Herr Stadtverordneter Becker (BL) führt aus, dass ein gewisser Zeitdruck vorhanden ist, wenn die vorgeschlagene neue Gebührenordnung noch rechtzeitig zum Beginn des neuen Kindergartenjahres am 01.08.2007 in Kraft treten soll. 

Zu der Regelkindergartengebühr von 75,-- € können von den Eltern je nach Bedarf Zusatzleistungen gewählt werden, die entsprechend gesondert zu bezahlen sind (früheres Bringen, späteres Abholen der Kinder, Teilnahme an der Mittagsverpflegung oder Ganztagsbetreuung). Durch den Vorschlag der SPD-Fraktion wird diese Wahlmöglichkeit nochmals etwas aufgesplittet. Da dies eine logistische Ordnung in den Kindergärten erfordert, bittet Herr Stadtverordneter Becker Herrn Bürgermeister Heil um eine Stellungnahme.
Ansonsten stimmt die BL dem Vorschlag zu und beantragen gleichzeitig, dass der Beschlussvorschlag um folgendes erweitert wird:

Die Kindergartenleiterinnen sollen nach Ablauf von 6 Monaten, nach Einführung der neuen Gebühren und Einrichtungen, der Stadtverordnetenversammlung über die Erfahrungen mit den heute zu beschließenden Änderungen berichten.

Außerdem soll die Verwaltung der Stadtverordnetenversammlung gleichzeitig über die finanziellen Entwicklungen in dem Bereich Kindergärten berichten. 

Zur Satzung:

Zur Formulierung der vorgeschlagenen Satzungsänderung muss nach der Auffassung der BL im ersten Satz des § 1 Abs. 2 das Wort „Gebühren“ durch das Wort „Regelkindergartengebühr“ ausgetauscht werden.

Hierdurch wird vermieden, dass es zu unterschiedlichen Auslegungen kommt, von welcher Gebühr im letzten Kindergartenjahr befreit wird.

Eine nächste Änderung findet sich im 2. Satz der vorgeschlagenen Satzungsänderung.

Hier wird eine Regelung für Halbtagsplätze erwähnt. Da wir in unseren Kindergärten in Runkel keine Halbtagsplätze anbieten, erscheint diese Erwähnung überflüssig und sollte weggelassen werden. 
Herr Bürgermeister Heil stimmt dem Vorschlag zur Änderung zu. 

Weiter führt er aus, dass mit den Kindergartenleiterinnen die Mehrarbeit abgesprochen ist, und dass bei Kindern die den Ganztageskindergarten sporadisch in Anspruch nehmen, die 6,-- € pro Nachmittag festgehalten werden müssen, um am Ende des Monats entsprechend die aufgelaufene Inanspruchnahme den Eltern für den Einzahlungsbetrag mitzuteilen. 

Nach einem halben Jahr sollten über die gemachten Erfahrungen in der Stadtverordnetenversammlung berichtet werden. 
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den Entwurf des III. Nachtrages zur Gebührensatzung über die Benutzung der Kindergärten der Stadt Runkel vom 20.11.1996 mit folgender Erweiterung:
Artikel 1

§ 1 Abs. 1 Buchstabe c erhält folgende neue Fassung:

Für die Inanspruchnahme der erweiterten Öffnungszeiten in den verschiedenen Kindergärten der Stadt Runkel ist pro Kind und Monat eine um 10,-- € erhöhte Kindergartengebühr für den Frühdienst und jeweils eine um 5,-- € erhöhte Gebühr für mittags und den Spätdienst zu entrichten.
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Dem § 1 Bs. 1 wird Buchstabe e mit folgendem Wortlaut angefügt:

Kindergartenkinder, die den Ganztagskindergarten mit Mittagsversorgung in der Ganztagseinrichtung in Anspruch nehmen, zahlen pro Tag 6,-- € zuzüglich zu den Benutzungsgebühren in § 1 Abs. 1 Buchstabe a.

Für die Schulkinderbetreuung in der Ganztagseinrichtung ist bei Inanspruchnahme eine tägliche Pauschale von 7,-- €, einschließlich Mittagsversorgung, zu zahlen.

Der monatliche Höchstbetrag für die Kindergartennutzung in der Ganztagseinrichtung wird auf 195,-- € begrenzt.

Abstimmung:

Einstimmig

Artikel 2

§ 1 Abs. 2 „Allgemeines“ erhält folgende neue Fassung:

Soweit das Land Hessen Zuweisungen für die Freistellung von Benutzungsgebühren für die Benutzung von Kindergärten gewährt, erhebt die Stadt Runkel keine Regelkindergartengebühren nach dieser Satzung. Dies gilt für die letzten 12 Monate vor der Einschulung, beginnend ab 01.01.2007, für die tägliche Betreuungszeit von mindestens 5 Stunden für Ganztagsplätze. Eltern, deren Kinder vorzeitig eingeschult werden, sind die gezahlten Gebühren zu erstatten. Eltern deren Kinder von der Einschulung zurückgestellt werden und denen bereits Gebührenbefreiung gewährt wurde, bleiben von der Benutzungsgebühr nach § 1 Abs. 1 Buchstabe a  befreit.
Abstimmung:

Einstimmig

Artikel 3

Der III. Nachtrag tritt am 01.08.2007 in Kraft.

Abstimmung:

Einstimmig
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den III. Nachtrag zur Gebührensatzung über  die Benutzung der Kindergärten der Stadt Runkel vom 20.11.1996 wie folgt: Artikel 1, Artikel 2, Artikel 3 wie vorweg beschlossen.

Abstimmung:

Einstimmung
Ergänzungsantrag der BL:

Die Kindergartenleiterinnen sollen nach Ablauf von sechs Monaten, nach Einführung der neuen Gebühren und Einrichtungen, der Stadtverordnetenversammlung über die Erfahrungen mit den heute zu beschließenden Änderungen berichten. Außerdem soll die Verwaltung der Stadtverordnetenversammlung gleichzeitig über die finanziellen Entwicklungen in dem Bereich Kindergärten berichten.

Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 8
Kindergarten Runkel;

hier:   Einrichtung einer 5. Gruppe

Herr Bürgermeister Heil erläutert die Verwaltungsvorlage.
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Herr Stadtverordneter Naß (CDU) führt aus, dass die CDU-Fraktion für die Einrichtung der 5. Gruppe im Kindergarten Runkel ist. Ist aber über die evangelische Kirche verwundert, die als 
Träger  und Antragsteller auftritt und sich nicht an den Kosten beteiligt. Dies sollte nochmals an die kirchliche Behörde nach Darmstadt weitergegeben werden.

Lt. Herrn Stadtverordneten Becker (BL) stimmt die BL der 5. Gruppe zu. Die BL findet es allerdings beschämend, dass sich die evangelische Kirche nicht mit den üblichen 15 % an den Kosten der 5. Gruppe beteiligt. Es stellt sich die Frage, ob die Kirche die Anzahl der Kinder, die den Kindergarten besuchen, dadurch bewusst begrenzen wollen oder welche Absicht steckt hinter der Verweigerung. Die Kirchengemeinde Dehrn hat für das 1. Jahr in der die 5. Kindergartengruppe wieder eingerichtet wurde, die 15 % übernommen.
Herr Stadtverordneter Daniel (SPD) führt aus, dass auch die SPD-Fraktion der Einrichtung der 5. Gruppe im Kindergarten Runkel zustimmt. Dadurch, dass die Sache zeitlich befristet werden kann und durch einen vorhandenen Raum im Kindergarten eine flexible Handhabung dieser Gruppe möglich ist, fällt die Entscheidung der Zustimmung leicht.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, ab dem neuen Kindergartenjahr zum 01.08.2007 aus organisatorischen und pädagogischen Gründen die Einrichtung einer 5. Gruppe im Kindergarten Runkel. Im Nachtrag für das Haushaltsjahr 2007 sind für Personal- und Sachkosten überplanmäßige Ausgaben in Höhe von 40.000,-- € auf der HH-Stelle 464.7000 einzustellen. Die 5. Gruppe für den Kindergarten Runkel wird vorerst auf 2 Jahre befristet.
Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 9
Bauliche Unterhaltung des Kinderspielplatzes „Am Dallenberg“ in Schadeck;

hier:   Bereitstellung von Ausgabemitteln für die notwendige Ersatzbeschaffung von

          Spielgeräten

Herr Bürgermeister Heil erläutert die Verwaltungsvorlage.
Herr Stadtverordneter Naß (CDU) fragt nach, ob die anderen vorgesehenen Spielplätze nach und nach instand gesetzt werden.

Herr Bürgermeister Heil antwortet, dass die Haushaltsansätze für die Spielplätze Dehrn, Eschenau und Wirbelau entsprechend ergänzt werden.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, bei der HH-Stelle 463.9500 im Vermögenshaushalt eine überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 10.000,-- € als Einzelbeschluss. Diese überplanmäßige Ausgabe wird im Nachtrag (HH-Jahr 2007) finanziell abgesichert werden.

Abstimmung:

Einstimmung
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Punkt 10

Gestaltung des Ortsmittelpunktes im Stadtteil Dehrn;

hier:   Bereitstellung der Finanzmittel

Ausführlich erläutert Herr Bürgermeister Heil die Verwaltungsvorlage.
Herr Stadtverordneter Daniel (SPD) führt aus, dass die SPD-Fraktion dem Projekt zustimmt und stellt folgenden Ergänzungsantrag:

1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Ortsmittelpunkt des Stadtteiles Dehrn neu zu gestalten.

2. Für eine 1. Maßnahme würde eine außerplanmäßige Ausgabe in Höhe von 50.000,-- €

beschlossen, die der Rücklage entnommen wird.

3. Der Bau- und Umweltausschuss wird beauftragt, bis zur Beratung des HH-Planes 2008 ein Konzept vorzulegen, das Planung, Kosten und Folgekosten beinhaltet.

Herr Stadtverordneter Arnold (CDU) hat einen anderen Beschlussvorschlag und eine etwas andere Zeitschiene erwartet. Er informiert, dass der Bau- und Umweltausschuss in seiner Sitzung  über eine kostengünstigere Alternative gesprochen hat und auch eine halbwegs überprüfbare Kostenermittlung seitens der Verwaltung überprüft zur Kenntnis genommen hat. Seitens des Ausschusses war geplant, in einer weiteren Sitzung die Schritte folgen zu lassen. 
Dem Ausschuss wurde das Konzept vorgestellt, was schon im Magistrat und den Gremien zuvor auch den Fraktionen bekannt gegeben wurde. Hier muss die sehr gute Vorarbeit der beteiligten Dehrner Bürger hervorgehoben werden. So konnten die ermittelten Kostenansätze seitens der Verwaltung mit den heute üblichen Ausschreibungsergebnissen nachvollzogen werden. Das weitere Verfahren ist im Rahmen weiterer Beratungen lenkbar, sodass man über einzelne Maßnahmen entscheiden kann. Die CDU-Fraktion stimmt der Dorfplatzgestaltung zu.
Herr Stadtverordneter Becker (BL) stimmt dem Vortrag der SPD-Fraktion zu.

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach lässt über den Antrag der SPD-Fraktion abstimmen.
Abstimmung:

Einstimmig
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Ortsmittelpunkt des Stadtteiles Dehrn neu zu gestalten.

Weiter beschließt die Stadtverordnetenversammlung, auf der im Vermögenshaushalt neu zu errichtenden HH-Stelle 631.9609 eine außerplanmäßige Ausgabe in Höhe von 50.000,-- € durch Einzelbeschluss. Die Mittel hierfür werden aus der Rücklage entnommen.
Der Bau- und Umweltausschuss wird beauftragt, bis zur Beratung des HH-Planes 2008 ein Konzept vorzulegen, das Planung, Kosten und Folgekosten beinhaltet.

Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 11
Umgestaltung des Bürgermeisterbereichs im Rathaus;

hier:   Bereitstellung der Finanzmittel

Herr I. Stadtrat Uhl erläutert ausführlich diesen Tagesordnungspunkt. In diesem Zusammenhang 
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teilt Herr I. Stadtrat Uhl mit, dass der Magistrat gemäß § 109 Abs. 3 HGO (Nutzungsüberlassung der Möbel) beschlossen hat, die verschlissenen Büromöbel dem Bürgermeister zu überlassen.
Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die Mitteilung von Herrn I. Stadtrat Uhl zu § 109 Abs. 3 HGO zur Kenntnis.

Herr Stadtverordneter Becker (BL) führt aus, dass es hier nicht nur um die Gestaltung oder Umgestaltung des Arbeitsplatzes des neuen Bürgermeisters geht, sondern auch um die Arbeitsplätze der Mitarbeiter/innen der Verwaltung. Die BL stellt die Frage, ob bei der Planung Gestaltung die Mindestvorgaben der Arbeitsstättenverordnung beachtet wurden? 

Herr I. Stadtrat Uhl bejat diese Frage.

Herr Stadtverordneter Kuhlisch (BL) fragt nach, ob das Konzept mit den Mitarbeitern die den Umzug betreffen abgestimmt wurde.

Auch diese Frage kann Herr I. Stadtrat Uhl mit ja beantworten.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, die Änderung der baulichen Maßnahmen bei der HH-Stelle 020.5000 überplanmäßige Ausgaben in Höhe von 23.500,-- € einzustellen. Weiterhin wird für das Mobiliar der HH-Ansatz (überplanmäßige Ausgabe) bei der HH-Stelle 020.9350 um 11.000,-- € zu erhöht. 
Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 12

Verkauf eines ca. 7.700 m² großen Grundstückes im Gewerbegebiet Kerkerbach an die Fa. Immobilien-Projekt-Management (IPM) aus Ennerich
Anhand der Verwaltungsvorlage erläutert Herr Bürgermeister Heil diesen Tagesordnungspunkt.

Herr Stadtverordneter Arnold (CDU) teilt mit, dass die CDU-Fraktion dem Grundstücksverkauf an die Fa. IPM zustimmt. Den zum Ausdruck gebrachten Bedenken der Bürger, kann man angemessen durch entsprechende Auflagen Rechnung tragen. Das in Rede stehende Baugebiet ist in keinem besonders guten Zustand. Die  3 – 4 Interessenten haben nachdem sie das Gebiet sahen abgesagt. Die Fa. IPM ist einer der wenigen wirklich interessierten Bewerber. 
Herr Stadtverordneter Daniel (SPD) fragt Herrn Stadtverordneten Arnold, ob er mit seinen Ausführungen beantragt hat, das Gelände an die Fa. IPM zu veräußern. Herr Stadtverordneter Arnold beantwortet dies mit ja.
Herr Stadtverordneter Daniel teilt mit, warum die SPD-Fraktion diesem Antrag nicht zustimmen wird. Die Fa. Meyer hat auf dem Gelände der Fa. Geis in Dehrn illegale Ablagerungen vorgenommen. Sie kann daher kein vertrauenswürdiger Partner unserer Stadt sein. Vom vorgesehen Betrieb einer mobilen Brecheranlage würden Immissionen ausgehen, die besonders zu einer Belästigung der Steedener Bürger führen können. In einer Unterschriftenaktion haben sich ca. 450 Steedener Bürger gegen den Verkauf  des Geländes ausgesprochen. Das Argument, hier werden Arbeitsplätze geschaffen, scheint nicht stichhaltig zu sein und Gewerbesteuerzahlungen in einer deutlich spürbaren Größenordnung sind von diesem 
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Unternehmen ebenfalls nicht zu erwarten. All dies sind Gründe warum die SPD-Fraktion dem Verkauf nicht zustimmen wird. 
Herr Stadtverordneter Becker (BL) erinnert, dass in einer vorangehenden Stadtverordnetenversammlung darum gebeten wurde, der Stadtverordnetenversammlung Fakten vorzulegen, wenn dieses Thema Eingang in einer neuen Sitzung finden sollte. Bis dato liegen keine Fakten vor, die stichhaltig und konkret werden wie Angaben zu Fahrbewegungen, Arbeitsplätze, Immissionen. Ein Fakt ist, dass der Magistrat in seiner Sitzung am 02.05.2007 für 
sich beschlossen hatte, den Verkauf abzulehnen. Diesen Beschluss kann Herr Becker nur als Empfehlung der Stadtverordnetenversammlung ansehen, da nach der Hauptsatzung der Stadt Runkel, der Magistrat abschließend gar nicht hierüber entscheiden konnte, weil die Entscheidung nicht in seinen Zuständigkeitsbereich fällt. Die Obergrenze sind 10.000,-- € für den Verkauf von Grundstücken. Die BL lehnt den Verkauf an die Fa. IPM ab.
Für Herrn Stadtverordneten Gebhart (SPD) stellt sich die Frage, warum über den Kaufantrag der Fa. IPM abzustimmen ist, obwohl der Magistrat den Kaufantrag abgelehnt hat. In der Vergangenheit war es  so, dass im Wohnbereich an den Magistrat Kaufanträge gestellt wurden, die der Magistrat abgelehnt hat und somit nicht der Stadtverordnetenversammlung vorgelegt wurden. 

Da die CDU-Fraktion heute in der Stadtverordnetenversammlung den Antrag stellt das Grundstück an die Fa. IPM zu veräußern, ist somit das Thema zu behandeln. Es sollte keine Politik gegen den ausgeprägten Willen der Bürger gemacht werden. Die Steedener Bevölkerung hat über Jahre eine gute Beziehung zu den angesiedelten Gewerbebetrieben. Das Kalkwerk hat über viele Jahre das Ortsbild geprägt und vielen Bürgern über Generationen Arbeitsplätze und Einkommen geboten. Auch die Fa. Klinger ist in Steeden akzeptiert. Die Bürger sind bereit, die aus den Gewerbebetrieben zwangsläufig entstehenden Verkehrs-, Lärm- und Schmutzbelastungen zu akzeptieren. Wenn auf der anderen Seite die Bevölkerung durch Arbeitsplätze und Einnahmen davon profitiert. 
Herr Gebhart ist der festen Überzeugung, dass im Fall der Fa. IPM ein krasses Missverhältnis zwischen den Belastungen durch die Gewerbeansiedlung und den für die Bevölkerung entstehenden Vorteil besteht. Bedingt durch den Geschäftsgegenstand dieses Unternehmens wird es unweigerlich zu Verkehrs-, Lärm- und Staubbelastungen kommen. Die Anzahl der hier entstehenden neuen Vollarbeitsplätze wird sich im einstelligen Bereich bewegen. Wie der Presse zu entnehmen war, betreibt Herr Meyer (Fa. IPM) 5 verschiedene Firmen. Eine derartige Firmenkonstruktion wird aus Gründen der Risikostreuung aber auch als ein Instrument zur Minimierung der steuerlichen Belastung gewählt. Herr Stadtverordneter Gebhart wird sich der Entscheidung des Magistrates anschließen und den Kaufantrag ablehnen.

Herr Stadtverordneter Arnold (CDU) denkt, dass jeder Stadtverordneter sehr vernünftig abwägen wird wo er die Schwerpunkte seiner Entscheidung sieht. Für viele Kollegen wird der Schwerpunkt der  Entscheidung darin liegen, einfach eine Gesamtabwägung zu finden, die nicht in Person oder der Fa. Meyer (IPM) liegt, sondern in der Möglichkeit der Stadt Runkel dort ein Großteil der bevorratenden Gewerbefläche verkaufen zu können, um weiteren möglichen Rückforderungen der HLG zu entgehen. 
Was mit einem solchen Gebiet passieren kann ist reine Spekulation. Hier geht es darum, einen gesunden Interessenausgleich zu finden und im Gesamtinteresse der Stadt Runkel dieses Gebiet weiter voranzubringen. Die Entscheidung, dass dies Gewerbefläche ist, ist vor 15 Jahren gefallen. Es stellt sich die Frage, welch andere Firmen, außer vom Charakter der Fa. IPM, sich in diesem Gebiet ansiedeln sollten. Der CDU-Fraktion geht es darum, dieses vorhandene 
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Gewerbegebiet seiner Bestimmung zuzuführen und den Kaufantrag des Interessenten ordentlich im Parlament zu behandeln.  
Zu der Ergänzung des vorgenannten Antrages sollte weiter aufgenommen werden, sofern der Beschlussvorschlag gefasst wird eine Teilfläche an die Fa. IPM zu verkaufen, dass bezüglich der mobilen Brecheranlage nur zu den Konditionen einer fest installierten Brecheranlage mit diesen Auflagen betrieben werden kann und dass das mit entsprechenden Vertragsstrafregelungen zu geschehen hat.

Herr Stadtverordneter Polomski (BL) spricht sich dafür aus, dass für die angegebene Nutzung dieses Gewerbegebiet nicht geeignet ist. Für solche Nutzungen müssten andere Gewerbegebiete in der Nähe von Hauptverkehrsadern wie z. B. B 49 ausgewiesen werden. Aus diesem Grund plädiert Herr Polomski dafür, das beantragte Kaufgrundstück nicht an die Fa. IPM zu verkaufen. Auch in der Zukunft sollte genau geprüft werden, welche Firmen sich in den Gewerbegebieten der Stadt Runkel ansiedeln möchten. 

Herr Stadtverordneter Kuhlisch vertritt die Meinung, dass die Stadtverordnetenversammlung jetzt nicht den Fehler machen sollte, eine Vergabe von Baugrundstücken im Hauruckverfahren vorzunehmen. Es sollte überlegt werden, wie dieses Gebiet planvoll und sinnvoll genutzt werden kann. Sollte es keine Lösung über die noch brach liegenden Grundstücke geben, könnte der Schritt zu einer Rekultivierung vorgenommen werden. 
Herr Stadtverordneter Gebhart (SPD) informiert, dass es sich bei dem angesprochenen Großteil der bevorratenden Gewerbefläche um ca. 25 % der in Rede stehenden Kauffläche handelt. 
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach lässt über den Antrag der CDU-Fraktion abstimmen.

Abstimmung:

14 Ja-Stimmen

15 Nein-Stimmen
Beschluss:
Mit einer Stimme Mehrheit ist der Antrag der CDU-Fraktion über den Verkauf des Gewerbegrundstückes an die Fa. IPM abgelehnt.
Punkt 13
Genehmigung des Protokolls der Stadtverordnetenversammlung vom 06.06.2007

Das Protokoll der Sitzung vom 06.06.2007 wird einstimmig genehmigt.

Punkt 14
Mitteilungen des Magistrates
Herr Bürgermeister Heil berichtet:

1)

Der Magistrat hat die Sanierung der Stützwand der Hammerstraße im Stadtteil Ennerich für 42.266,90 € beauftragt.

2)

Es wurden Arbeiten für die Unterhaltung der Wegeparzelle Silberkauter Hof in Arfurt in Höhe von 17.300,-- € vergeben.
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3)

Um eine Neuplanung des Bereiches  Campingplatz Runkel und eine Bauplanänderung vornehmen zu können, werden alle Eigentümer von Gartengrundstücken in dem Bereich angeschrieben, ob sie verkaufsbereit sind. 

4)

Der Magistrat hat dem Antrag zugestimmt, auf dem zurzeit im Bau befindlichen Altenheim anstatt geplanter Pultdächer Flachdächer auszuführen, damit das Aufstellen von Photovoltaikanlagen erleichtert wird.

5)

Der Magistrat hat die Beschaffung einer Schallpegelbegrenzungsanlage für das Bürgerhaus in Ennerich für 13.400,-- € vergeben.

Herr Bürgermeister Heil bedankt sich in seiner letzten Sitzung als Bürgermeister für die gute Zusammenarbeit und wünscht der Stadtverordnetenversammlung, dass sie in Zukunft weise Beschlüsse fasst und die Zusammenarbeit zum Magistrat hin voll unterstützt. 

In diesem Sinne sagt Herr Bürgermeister Heil „Glück auf“ für die Stadt Runkel in der kommenden Zeit.
Herr Stadtverordneter Friedhelm Bender, zukünftiger Bürgermeister, bedankt sich für den einstimmigen Beschluss für den zu tätigenden Umbau (s. Punkt 11). Herr Bender gibt bekannt, dass er ab dem Antritt in das Bürgermeisteramt jeden 1. Samstag  von 9.00 Uhr – 12.00 Uhr eine Bürgermeistersprechstunde abhält.  Er lässt sich von dem Spruch leiten „Die Bevölkerung ist nicht für die Verwaltung da, sondern die Verwaltung für die Bevölkerung“.
Herr Bender spricht Herrn Bürgermeister Heil seinen Dank für seine Amtsausführung aus.

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach gibt bekannt, dass die Verabschiedung des Herrn Bürgermeister Heil am 23.08.2007 und die nächste Stadtverordnetenversammlung mit der Amtseinführung des neuen Bürgermeisters, Herrn Bender, am 31.08.2007 stattfindet. 

Nachdem keine weiteren Fragen vorliegen schließt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach um 21.55 Uhr die Sitzung.

(Rosbach)




(Gabb)

Stadtverordnetenvorsteher


Schriftführerin










